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Antrag der Abgeordneten Kathrin Vogler et al. und der Fraktion DIE LINKE 

Patientenberatung stärken und ihr Angebot verbessern 

 

 

Der vorliegende Antrag benennt wichtige Vorschläge zur Umsetzung der 

Koalitionsvereinbarung einer dauerhaften Sicherung und Weiterentwicklung der 

unabhängigen und neutralen Patientenberatung. 

Wie auch der Referentenentwurf des BMG vom 17.10.d.J. „Entwurf eines Gesetzes 

zur Errichtung einer Stiftung Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD)“ 

sieht er dabei eine zentrale Rolle der Patientenorganisationen vor. 

Dies ist nachdrücklich zu begrüßen. Bis zur Vergabe der Fördermittel an die Sanvartis 

GmbH im Jahre 2015 hat die UPD einen wichtigen Beitrag geleistet zur Stärkung von 

individuellen und kollektiven Patienteninteressen. Diese Patientenorientierung zeigte 

sich dies insbesondere in der starken regionalen Verankerung, so dass 

Patienteninteressen nicht nur im Rahmen des Gemeinsamen Bundesausschuss und 

der entsprechenden Ländergremien artikuliert, vertreten und weiterentwickelt 

werden konnten, sondern sich auch in der praktischen Beratungstätigkeit vor Ort 

niederschlugen. Dadurch konnte sich die „seismographische Funktion“ der 

Patientenberatung nicht nur überregional, sondern auch in den regionalen 

Versorgungsstrukturen niederschlagen.  
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Durch eine Verknüpfung der Patientenberatung in der neu zu gründenden 

Patientenstiftung werden die kollektiven Patienteninteressen, wie sie in der 

Patientenbeteiligungsordnung nach § 140f SGB V geregelt sind, substanziell gestärkt. 

 

In einem gemeinsamen Positionspapier „Eckpunkte für die Weiterentwicklung einer 

unabhängigen Patientenberatung“ vom 25. Mai 2022 (siehe nachstehend) haben wir 

als Beirat gemäß § 65b SGB V Anforderungen an das Beratungsangebot, an 

Monitoring und strukturelle Voraussetzungen formuliert. Vertieft wurde die 

Diskussion auf einer außerordentlichen Beiratssitzung am 4. Nov. 2022. 

Dabei besteht bei den Mitgliedern des Beirats Einigkeit, dass eine Steuerfinanzierung, 

wie sie im Antrag der Linken formuliert ist, zu bevorzugen wäre. Als alternative 

Finanzierungsmöglichkeiten zu einer Beauftragung von GKV und PKV könnten neben 

Steuerfinanzierung auch die Möglichkeit einer Umlagefinanzierung oder auch eine 

Direktansiedlung der Finanzierung an den Gesundheitsfonds geprüft werden. 

Zur Höhe der Finanzierung erscheint der im Referentenentwurf genannte jährliche 

Betrag von 15.000.000 € angemessen. Eine weitere substanzielle Erhöhung der 

Finanzmittel, wie sie die Fraktion der Linken vorschlägt, sollte nach Etablierung der 

neu zu gründenden Struktur geprüft werden. 

Als weiterer wichtiger Aspekt erscheint eine enge Verzahnung mit weiteren 

Beratungsstellen, insbesondere der Selbsthilfekontaktstellen, der 

Beratungseinrichtungen der Selbsthilfeverbände, der Pflegeberatung sowie der EUTB, 

wie sie ebenfalls im Antrag der Linken angeregt wird. Dabei sollte vor allem auch die 

Zusammenarbeit der kommunalen Akteure gestärkt werden. 

Der Antrag der Linken verweist dabei auf Patientenlotsen bzw. Case-Management. 

Damit wird eine wichtige Perspektive geöffnet, u.a. in Richtung niedrigschwelliger 

Beratung etwa durch Gesundheitskioske. Dieser Ansatz sollte auch im weiteren 

Ausgestaltungsverfahren berücksichtigt werden.  

Insofern sollte die Novelle des § 65b eine Fortschreibungs- und Entwicklungsklausel 

beinhalten, die eine entsprechende Diskussion zur Weiterentwicklung vorgibt. Die 

formative Evaluation durch einen Zusammenschluss diverser Hochschulen (u.a. 

Bielefeld, Hannover, Bochum) in der ersten Förderphase, konzipiert als 

Wissenschaftliche Begleitforschung, konnte hier umfassende Erkenntnisse 

generieren, distribuiert u.a. durch zahlreiche Fachveranstaltungen, Fachartikel und 

Lehrbücher zur Patientenberatung. 
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Seit 2009 wird die Evaluation jedoch durch gewerbliche Institute durchgeführt. Die 

Forschung ist seitdem tendenziell auf summative Evaluation verengt, eine diskursive 

Öffnung etwa über formative Elemente der Evaluationsforschung, etwa öffentliche 

Veranstaltungen, Fachpublikationen o.ä., findet nicht mehr statt.  

Dies zeigt einen Missstand, den weder Antrag noch Referentenentwurf bislang 

ausreichend berücksichtigen, der aber im weiteren Verfahren aufgegriffen werden 

sollte. Durch die Engführung der UPD in den vergangenen Jahren gibt es kaum noch 

Forschungsaktivitäten zur Patientenunterstützung in Deutschland. Vormals 

umfangreiche Expertisen an diversen Universitäten, Hochschulen und weiteren 

Forschungseinrichtungen sind weitgehend zurückgefahren worden. Lediglich die 

NAKOS stellt weiterhin Transparenz sicher; Analysen liegen jedoch nur punktuell vor. 

Auch wenn Patientenorientierung als Querschnittanforderung bei Förderlinien der 

Bundesministerien eingefordert wird, so bleibt die Einbeziehung von 

Patientenvertreterinnen und –vertretern als Einzelpersonen weitgehend funktional. 

Hier stellt sich das dringende Desiderat, Forschungsprojekte und –verbünde zu 

Patientenberatung und Patientenrechten sowie zu Selbsthilfe, Patientenbeteiligung 

und Patientenorganisation zu initiieren und zu fördern. Dies sollte sowohl über die 

Neuformulierung des § 65b SGB V als auch über entsprechende Förderlinien der 

Gesundheitsforschung über BMG und BMBF aufgegriffen werden. 

 

Zusammenfassend wird die Intention des Antrags ebenso wie die Grundausrichtung 

des Referentenentwurfs, Unabhängigkeit, Patientenorientierung und Nachhaltigkeit 

durch eine dauerhafte Etablierung, Erhöhung der Finanzmittel und eine tragende 

Rolle der Patientenorganisationen sicherzustellen, nachdrücklich begrüßt. 

Hinsichtlich der Finanzierung sollten perspektivisch auch weitere Möglichkeiten (s.o.) 

geprüft werden. 
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